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wissenschaftlichen Disziplinen noch stärker zu för-
dern. 

Außerdem stellen wir Zentralmittel zur Verfügung 
und Mittel für die Erstellung des Genderreports, der 
die Aktivitäten der Hochschulen dokumentiert.  

Der Vorwurf, den Hochschulen stünden zu wenig 
Mittel zur Verfügung, um den weiblichen wissen-
schaftlichen Nachwuchs zu fördern, ist also an den 
Haaren herbeigezogen – vor allen Dingen, wenn 
man den Vergleich zu früheren Jahren anstrebt –, 

(Beifall von der FDP) 

zumal wir einiges tun, um jungen Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern den Spagat zwischen 
Beruf und Familie zu erleichtern. Auch dieses The-
ma, zum Beispiel Kinderbetreuungsangebote, von 
Frau Pieper-von Heiden bereits angesprochen, 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

greifen wir in den Zielvereinbarungen mit den Hoch-
schulen auf. Anfang des Jahres haben wir dafür ei-
nen eigenen Genderpreis ausgeschrieben, der für 
Fachhochschulen und Universitäten mit je 100.000 € 
dotiert ist. 

Unser Modell funktioniert. Das zeigt die jährlich 
aktualisierte Fortschreibung der GWK ganz eindeu-
tig. 2006 hatten Frauen noch einen Anteil von 
16,5 % an den Ruferteilungen auf W3-Professuren 
an Universitäten. 2008 lag der Anteil schon bei 
19,5 %. 

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

Bei den W2-Professuren an den Universitäten gab 
es sogar eine Steigerung von 19,4 % auf 32,4 %. 
Fasst man die Besoldungsgruppen W3, W2 und W1 
zusammen, ergibt das für die Universitäten eine 
Steigerung von 19 auf 26,7 %.  

Auch bei den Fachhochschulen ist die Tendenz 
eindeutig. 27,4 % der Rufe gingen 2006 an Frauen. 
2008 waren es bereits 31,5 %. Die Chancen für 
Frauen in der Wissenschaft werden also in Nord-
rhein-Westfalen seit dem Regierungswechsel 2005 
immer besser. Wir brauchen keine Quote. Wir brau-
chen nur eine Politik, die auf bessere Ergebnisse 
abzielt; 

(Beifall von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

die betreiben wir. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herzlichen Dank, 
Herr Minister Pinkwart. – Gibt es weitere Wortmel-
dungen zu diesem Tagesordnungspunkt? – Das ist 
nicht der Fall. Wir sind am Schluss der Beratung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrags Drucksache 14/9754 einschließlich des 
Entschließungsantrags Drucksache 14/9806 an 

den Ausschuss für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie – federführend – und 
an den Ausschuss für Frauenpolitik. Die ab-
schließende Beratung und Abstimmung soll im fe-
derführenden Ausschuss in öffentlicher Sitzung 
erfolgen. Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist die Überweisung einstim-
mig beschlossen. 

Wir kommen zu: 

14 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Überlei-
tung vom mittleren in den gehobenen Dienst 
im Justizvollzug 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/9508 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzes gebe ich Frau Minis-
terin Müller-Piepenkötter das Wort. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordnete! In den großen Justizvollzugs-
anstalten unseres Landes entspricht die Einstufung 
der Leiterinnen und Leiter des allgemeinen Voll-
zugsdienstes und des Werkdienstes nicht mehr den 
Anforderungen, denen sie aufgrund ihres Amtes 
und der Ihnen zufallenden Verantwortung gerecht 
werden müssen. Die Landesregierung legt daher 
einen Gesetzentwurf vor, mit dem eine landesge-
setzliche Grundlage für die Anhebung der Beförde-
rungsämter des allgemeinen Vollzugsdienstes, des 
Werkdienstes und des Krankenpflegedienstes im 
Justizvollzugskrankenhaus Nordrhein-Westfalen 
von Besoldungsgruppe A10 nach A11 der Bundes-
besoldungsordnung A geschaffen wird. 

Bereits 1996 hatte der Gesetzgeber den gestiege-
nen Anforderungen an die Verantwortung der Inha-
berinnen und Inhaber der Leitungsfunktionen des 
allgemeinen Vollzugs- und Werkdienstes sowie des 
Krankenpflegedienstes durch das Gesetz zur Über-
leitung vom mittleren in den gehobenen Dienst im 
Justizvollzug vom 18. Dezember 1996 Rechnung 
getragen. Diesen Gedanken will die Landesregie-
rung mit dem vorliegenden Gesetz fortschreiben.  

Wir wollen sicherstellen, dass auch zukünftig Inha-
berinnen und Inhaber dieser Leitungsfunktionen mit 
entsprechender Wertigkeit funktionsgerecht besol-
det werden können. Diese Spitzenkräfte des mittle-
ren Dienstes tragen Führungsverantwortung für 
eine besonders große Anzahl Bediensteter, nicht 
nur in zahlreichen Außenstellen, sondern auch in 
unterschiedlichen Vollzugsformen. Ich weise an 
dieser Stelle nur auf die Außenstellen der Justizvoll-
zugsanstalt Bielefeld-Senne oder den offenen und 
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geschlossenen Vollzug in der Justizvollzugsanstalt 
Remscheid hin. 

Als Führungskräfte haben sie in ihrer herausgeho-
benen Funktion nicht nur den reibungslosen Dienst-
betrieb sicherzustellen. Sie haben vielmehr auch ein 
differenziertes Personalmanagement mit dem Ziel 
zu betreiben, die Motivation und Leistungsbereit-
schaft der ihnen unterstellten Bediensteten auf ei-
nem permanent hohen Niveau zu halten. Dadurch 
wird gleichzeitig ein hoher Behandlungsstandard in 
diesen Anstalten sichergestellt. 

Meine Damen und Herren, Vergleichbares gilt 
selbstverständlich für die Leiterinnen und Leiter der 
Werkdienste. Sie stehen in den großen Anstalten 
regelmäßig mehreren Eigenbetrieben vor. Sie sind 
mitverantwortlich für die Ausbildung und Anleitung 
von bis zu 400 inhaftierten Beschäftigten. Darüber 
hinaus obliegt ihnen die Führungsverantwortung für 
bis zu 60 Werkbedienstete. In diesen Werkbetrie-
ben werden nicht selten Jahresumsätze im Umfang 
von mehreren Millionen Euro erwirtschaftet, wie Sie 
wissen, unter den erschwerten Bedingungen des 
Vollzuges mit seinen problematischen und oft 
wechselnden Beschäftigten. 

Die dritte Gruppe dieser Spitzenkräfte des mittleren 
Dienstes ist die Leitung des Pflegedienstes im Jus-
tizvollzugskrankenhaus unseres Landes. In ihrer 
Führungsfunktion koordiniert die Leitende Pflege-
kraft die nachgeordneten Pflegedienste, plant den 
Personaleinsatz und ist für das gesamte Personal-
management verantwortlich. Diese Funktion ent-
spricht der einer leitenden Pflegekraft in allgemei-
nen Krankenhäusern und ist angesichts des breiten 
Aufgabenspektrums nicht mit den Aufgaben der 
Krankenpflegedienstleitung der sonstigen Vollzugs-
anstalten vergleichbar. Allein die im Justizvollzugs-
krankenhaus neu eingerichtete psychiatrische Abtei-
lung stellt Anforderungen, die in keiner Krankenab-
teilung unserer Justizvollzugsanstalten geleistet 
werden müssen.  

Angesichts dessen ist es geboten, die Beförderungs-
ämter für die Leitungsfunktionsträger ihrer Bedeutung 
und Aufgabe entsprechend anzuheben. – Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit und bitte um Zustimmung 
zum Gesetz. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Müller-Piepenkötter. – Für die SPD spricht 
Herr Stüttgen. 

Gerd Stüttgen (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Dienst in den Justizvollzugsan-
stalten des Landes ist verantwortungsvoll und an-
gesichts der Klientel der zu betreuenden Strafge-
fangenen oft schwierig und teilweise auch nicht 
ungefährlich. Drogenprobleme und Gewalttätigkei-

ten sind an der Tagesordnung, und wir alle erinnern 
uns an Vorkommnisse in der Vergangenheit, bei 
denen es zu erheblichen Übergriffen auf Justizvoll-
zugsvollzugsbeamte gekommen ist. 

Welche zentrale Bedeutung gerade dem allgemei-
nen Vollzugsdienst zukommt, hat das Justizministe-
rium Nordrhein-Westfalen 1997 deutlich gemacht – 
ich zitiere –:  

Gerade die Beamtinnen und Beamten des all-
gemeinen Vollzugsdienstes … sind es, die durch 
ihren ständigen Kontakt mit den Gefangenen auf 
diese einen starken Einfluss ausüben und die 
Atmosphäre in einer Anstalt entscheidend prä-
gen. 

Dieser Bedeutung tragen die Bedingungen im AVD 
und im Werkdienst aber nur unzureichend Rech-
nung. Für die zu leistenden Aufgaben ist viel zu 
wenig Personal da. Viele Beamtinnen und Beamte 
im Justizvollzug schieben wegen der Arbeitsüber-
lastung einen hohen Berg von Überstunden vor sich 
her, und auch die Zahl der Krankmeldungen und 
der Frühpensionierungen ist sehr hoch. 

Bei der Organisation eines reibungslosen Dienstab-
laufs kommt den Leiterinnen und Leitern des AVD 
und des Werkdienstes gerade in den großen Justiz-
vollzugsanstalten des Landes eine Schlüsselstel-
lung zu, denn gerade diese Gruppe trägt Verantwor-
tung für bis zu 280 Kolleginnen und Kollegen. Es 
besteht überhaupt kein Zweifel daran, dass diese 
Aufgaben in den letzten Jahren gewachsen und 
deutlich schwieriger geworden sind. Es ist völlig 
unstrittig, dass die bisherige Einstufung nicht mehr 
den Realitäten im Hinblick auf Arbeitsanforderungen 
und Verantwortung entspricht. 

Insofern ist es richtig, dass wir uns hier im Landtag 
über eine Besserstellung der betroffenen Beamtin-
nen und Beamten unterhalten. Der vorliegende 
Gesetzentwurf sieht vor, dass den Leiterinnen und 
Leitern des AVD und des Werkdienstes sowie der 
Leiterin oder dem Leiter des Krankenpflegedienstes 
des Justizvollzugskrankenhauses ein Amt der Be-
soldungsgruppe A10 oder A11 verliehen werden 
kann; den jeweiligen Stellvertreterinnen und Stell-
vertretern kann ein Amt der Besoldungsgruppe A10 
verliehen werden. Das ist zunächst einmal zu be-
grüßen. 

Aber als jemandem, der Beamtenpolitik macht, 
erschließt es sich mir in keinster Weise, warum 
damit entgegen der früheren Verfahrensweise aus-
drücklich kein Aufstieg in die nächsthöhere Lauf-
bahn verbunden sein soll. Üblicherweise gehören 
Ämter der Besoldungsgruppe A10 und der Besol-
dungsgruppe A11 zum gehobenen Dienst. Das 
Ministerium wird hierauf in den Ausschussberatun-
gen sicherlich eine Antwort geben können. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Regie-
rungsparteien, wir fragen uns natürlich, ob die vor-
gesehenen Maßnahmen wirklich ausreichend und 



Landtag 10.09.2009 
Nordrhein-Westfalen 15137 Plenarprotokoll 14/130 

 

angemessen sind, und wir fragen uns darüber hin-
aus, warum diese finanziellen Verbesserungen nur 
auf den AVD und den Werkdienst und den Dienst 
im Justizvollzugskrankenhaus beschränkt bleiben 
sollen, die Fachdienste, die eine anerkennenswert 
hohe Qualität und gute Arbeit leisten, aber außen 
vor bleiben sollen. 

Eines zeigt der vorliegende Gesetzentwurf doch: 
Die Landesregierung und die sie tragenden Fraktio-
nen zeigen wieder einmal, dass sie an einem Ein-
zelproblem herumdoktern, statt endlich ein Gesamt-
konzept einer dringend notwendigen umfassenden 
Dienstrechtsreform vorzulegen. 

(Beifall von der SPD) 

Statt sich konzeptionslos im Klein-Klein zu verlieren, 
ist es höchste Zeit, dass die Landesregierung die-
sem Haus endlich ihre Vorstellung eines modernen 
und zeitgerechten Dienstrechts vorlegt. Wir haben 
das mehrmals angemahnt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wir, die SPD-Landtagsfraktion, aber sicherlich auch 
Experten aus Wissenschaft und Verwaltungspraxis 
und letztendlich auch die Kolleginnen und Kollegen 
des Deutschen Beamtenbundes und des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes sind bereit, der Lan-
desregierung dabei hilfestellend unter die Arme zu 
greifen. 

Ich freue mich auf die Beratungen im Rechtsaus-
schuss und danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke, Herr 
Stüttgen. – Herr Möbius hat nun für die CDU-
Fraktion das Wort. 

Christian Möbius (CDU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Stüttgen, 
wir haben von Anfang an gesagt, dass wir die große 
Dienstrechtsreform in der nächsten Legislaturperio-
de angehen werden. Bei diesem Fahrplan bleibt es, 
und darauf können sich die Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst sowie die Beamten verlassen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregie-
rung eröffnet den Leitern des allgemeinen Vollzugs-
dienstes und des Werkdienstes in den großen Jus-
tizvollzugsanstalten des Landes sowie der Leitung 
des Krankenpflegedienstes im Justizvollzugskran-
kenhaus Fröndenberg die Möglichkeit, von der Be-
soldungsgruppe A10 in die Besoldungsgruppe A11 
aufzusteigen. Damit wird der gestiegenen Verant-
wortung der Stelleninhaber Rechnung getragen. 

Als Beispiel für den Aufgabenzuwachs der Leiter 
des allgemeinen Vollzugsdienstes, des Werkdiens-
tes und des Krankenpflegedienstes seien nur die IT-
bedingten Zusatzqualifikationen genannt, die für die 
Aufgabenbewältigung zwingend erforderlich sind. 

Es hat sich gezeigt, dass die bisherige Einstufung 
der Stellen nicht mehr den Anforderungen an das 
Amt und die Verantwortung entspricht. Immerhin 
unterstehen den Stelleninhabern jeweils mehr als 
200 Bedienstete; es können auch bis zu 280 sein. 

Mit dem Gesetzentwurf, den wir ausdrücklich be-
grüßen, passen wir die Stellenbesoldung für we-
sentliche Leistungsträger im Justizvollzug ihrer Be-
deutung an. Wir sind zuversichtlich, mit dieser Ge-
setzesinitiative einen Leistungsanreiz für die Füh-
rungskräfte im Justizvollzug zu schaffen. Mit dem 
Gesetzentwurf wird deutlich, dass das Leistungs-
prinzip einen hohen Stellenwert für uns hat. Wir 
freuen uns auf die Beratungen im Ausschuss. – 
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kollege Möbius. – Nun hat Herr Dr. Orth für die 
FDP-Fraktion das Wort. 

Dr. Robert Orth (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich hatte 
mich schon auf eine kraftvolle Rede von Herrn 
Stüttgen gefreut, aber sie ist ja doch recht mau 
geblieben. Auf das ewig gleiche Herunterbeten, es 
gäbe zu wenige Beamte im AVD, zu viele Über-
stunden und kein Gesamtkonzept, braucht man, 
glaube ich, nicht einzugehen. Denn wer kennt ei-
gentlich das Konzept der SPD, wenn ich diese Fra-
ge einmal in den Raum werfen darf? 

(Beifall von FDP und CDU)  

Ich jedenfalls kenne es nicht, ganz zu schweigen 
von der Finanzierung.  

Wichtig ist nur, dass wir zeigen, dass wir erkennen, 

(Sören Link [SPD]: Wichtig ist nur, dass wir 
zeigen, dass wir erkennen!) 

dass Leistungsanreize gegeben werden und wir die 
Arbeit entsprechend honorieren müssen. Wir wollen 
uns da nicht in irgendwelchen Laufbahnen verfan-
gen wie der Kollege Stüttgen. Ich glaube, es ver-
steht auch draußen niemand, wenn wir über geho-
benen oder mittleren Dienst reden. Wir können das 
Ganze fachlich im Ausschuss beraten. Insofern 
möchte ich hier schon enden. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU – Marc Jan Eu-
mann [SPD]: Das war Mau Mau! – Sören Link 
[SPD]: Das war einer Regierungsfraktion 
„würdig“!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Vielen Dank, 
Herr Dr. Orth. – Frau Düker für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat das Wort. 



Landtag 10.09.2009 
Nordrhein-Westfalen 15138 Plenarprotokoll 14/130 

 

Monika Düker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Orth, ich fand es 
etwas merkwürdig, dass gerade Sie das hohe Lied 
auf das Preußische Beamtenrecht, wie toll dieses 
sei, gesungen haben. Eines ist doch klar – das hat 
der Kollege Stüttgen deutlich gemacht –: Man sieht 
an dieser Reform – wir machen von A10 nach A11, 
aber mit der Laufbahn hat das nichts zu tun –, so 
gut gemeint sie ist und so richtig es auch ist, dass 
wir besondere Leitungsfunktionen mit Verantwor-
tung entsprechend besolden – keine Frage –, dass 
es innerhalb dieses Systems des öffentlichen 
Dienstrechtes, wie wir es haben, ganz klar Gerech-
tigkeitsdefizite und leistungsfeindliche Elemente 
gibt.  

Auch bei diesem Gesetz mahnen wir an, dass diese 
Regierung endlich die Kraft dazu findet, mit einer 
Diskussion über eine umfassende Dienstrechtsre-
form – die Länder haben die Kompetenz – zu be-
ginnen und nicht nur zu sagen, das bekommen wir 
später. Das als Vormerkung. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zur Sache selber: Natürlich ist es richtig, dass die 
Leitungsfunktionen – sie sind hier beschrieben wor-
den: der allgemeine Vollzugsdienst, der Werkdienst 
und der Krankenpflegedienst – anständig besoldet 
werden. Da gibt es überhaupt keine Diskussionen. 
Dem werden wir natürlich zustimmen. Aber man 
muss anhand dieser Schräubchen, die hier und da 
gedreht werden, doch einmal fragen, ob der Ge-
danke, eine wirklich funktionsgerechte Besoldung 
im Vollzug einzuführen, durchgängig vorhanden ist. 
Hierzu sage ich: Nein.  

Genauso wie der Kollege muss man nämlich fra-
gen, was mit der Einstufung des Fachdezernenten 
für den Sozialdienst ist. Da gibt es 250 Sozialarbei-
terinnen und Sozialarbeiter. Das Fachdezernat ist 
da die Fachaufsicht. Ist es da gerecht besoldet?  

Darüber hinaus gibt es den Fachdezernenten für 
den Psychologischen Fachdienst. Wir haben im 
Ausschuss ein Fachgespräch geführt, wo uns noch 
einmal deutlich gemacht wurde, dass sich gerade 
die Situation psychischkranker Gefangener immer 
weiter verschärft. Ist auch einmal überprüft worden, 
ob es hier nicht auch gestiegene Anforderungen 
gibt, die man vielleicht auch einmal mit in den Blick 
nehmen muss? 

Die letzte Frage ist natürlich die Laufbahnfrage. Da 
fragt sich natürlich der eine oder andere Kollege, die 
Aufstiegsbeamten von dem mittleren in den geho-
benen Dienst, die ein zusätzliches Studium an der 
Fachhochschule gemacht haben, warum hier so ein 
Automatismus besteht, während sich andere den 
Aufstieg hart erarbeiten müssen.  

Das System in sich führt nicht wirklich zu einer 
durchgängigen funktionsgerechten Besoldung. So 
richtig wie die Maßnahmen im Einzelfall sind, müs-
sen wir uns doch einmal das ganze System angu-

cken. Diese Fragen werden wir sicherlich im Aus-
schuss vertiefen können. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Düker. – Meine Damen und Herren, wir sind 
damit am Ende der Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 14/9508 an den 
Rechtsausschuss – federführend – sowie an den 
Haushalts- und Finanzausschuss. Wer dem zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. Wer ist dagegen? – Wer enthält sich der 
Stimme? – Das ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf: 

15 Das Land muss sich an den Kosten des Tarif-
abschlusses für Erzieherinnen und Erzieher 
finanziell beteiligen 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/9755 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/9807 

Ich eröffne die Aussprache und gebe Frau Asch von 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Andrea Asch (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir sind sicherlich alle froh, 
dass die Tarifauseinandersetzungen um einen bes-
seren Gesundheitsschutz und eine höhere Bezah-
lung von Erzieherinnen und Erziehern ein Ende 
gefunden haben. Wir wissen, für viele Eltern und 
Kinder war es eine Zeit großer Belastung. Aber viele 
Eltern haben trotz dieser Belastung die streikenden 
Erzieherinnen und Erzieher unterstützt, weil sie 
wissen, dass die Forderungen berechtigt waren und 
sind.  

Wir als Grüne-Fraktion haben das ebenfalls unter-
stützt und tun das weiterhin. Denn die frühkindliche 
Bildung, Erziehung und Betreuung braucht mehr, 
besseres und auch höher qualifiziertes Personal. Es 
handelt sich nämlich um eine zentrale Zukunftsauf-
gabe unserer Gesellschaft. 

Investitionen in die frühkindliche Bildung sind nach-
haltig, volkswirtschaftlich die lohnenswertesten, die 
ein Staat überhaupt tätigen kann. Wir wissen auch – 
das wurde uns in der letzten Woche von der OECD 
deutlich ins Stammbuch geschrieben –, dass wir in 
Deutschland nach wie vor viel zu wenig in die Bil-
dung investieren. Investitionen in die Bildung sind 
im Wesentlichen Personalausgaben, kleinere Klas-
sen in den Schulen, kleinere Gruppen in den Kitas 
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